
Dass Änderungen der Geschäfts-
ordnung des Thüringer Landtags
(GOLT) keine reine „Selbstbeschäfti-
gung“ sind, zeigt deren im Dezem-
berplenum verabschiedete Überar-
beitung. Eine Landtags-Geschäfts-
ordnung soll zwar vorrangig interne
Arbeitsabläufe des Parlaments
möglichst transparent und konflikt-
frei regeln, daher beziehen sich vie-
le Änderungen auf diese „Logistik“.
Doch einige Neuerungen weisen
über den Bereich der „Binnenrege-
lungen“ hinaus und bringen Bürge-
rinnen und Bürgern leichteren Zu-
gang zum Landtag und Verbesse-
rungen bei der Bearbeitung ihrer
Anliegen.

Nach Landtagswahlen wird künftig
der neue Petitionsausschuss schon in
der ersten Sitzung des „neuen“ Land-
tags nach der Landtagswahl gebildet.
Innerhalb eines Monats hat der Petiti-
onsausschuss dann seine praktisch-in-
haltliche Arbeit aufzunehmen.  

Denn das Recht, Petitionen an den
Landtag zu richten, ist nach Artikel 14
der Landesverfassung ein Grundrecht.
Es gilt jederzeit ohne Rücksicht auf
Wahlen. Bei vielen Petitionen kommt
es darauf an, dass sich der Landtag zü-
gig um die Angelegenheit der Betroffe-
nen kümmert, soll wirksame Hilfe tat-
sächlich noch möglich sein. Der rot-
rot-grünen Koalition ist es daher be-
sonders wichtig, dass es nicht mehr zu
den zu Recht kritisierten Verzögerun-
gen kommt wie im Herbst 2014. Nach

der alten Geschäftsordnung war der
Petitionsausschuss für die laufende 6.
Wahlperiode zusammen mit den ande-
ren Fachausschüssen und erst in zeitli-
cher Nähe zur Regierungsbildung vom
Landtag eingesetzt worden. Das führte
zu einem massiven Bearbeitungsstau
bei Petitionen. 

Als weitere Änderung wurde auch
das Online-Diskussionsforum des
Landtages – zu finden auf dessen In-
ternetseite – in der GOLT verankert. In
diesem Forum können Bürgerinnen
und Bürger mit eigenen Beiträgen und
Vorschlägen Stellung nehmen zu Ge-
setzgebungsverfahren und Gesetzent-
würfen, die der Landtag in Arbeit hat. 

„Baustelle“ generelle Öffnung
der Ausschusssitzungen

In der Plenardebatte bezeichnete
André Blechschmidt, Parlamentari-
scher Geschäftsführer der LINKE-Frak-
tion, diese Änderung als wichtigen
Baustein, gab aber zu bedenken, dass
die neue Regelung auch weiter mit Le-
ben gefüllt werden müsse. Noch mehr
Menschen als bisher müssten durch
Information und Werbung motiviert
werden, sich an der Diskussion im On-
line-Forum zu beteiligen. Dieser inhalt-
liche Austausch zwischen parlamenta-
rischem und außerparlamentarischem
Bereich ist wichtig für eine praktisch
wirksame Gesetzgebung. 

In Sachen Transparenz und Öffent-
lichkeit  bleibt aber noch die „Baustel-
le“ der generellen Öffentlichkeit von

Ausschuss-Sitzungen. Dazu ist eine
Änderung des Artikels 62 der Landes-
verfassung notwendig und damit eine
Zweidrittel-Mehrheit. Die LINKE wird
innerhalb der Koalition dieses Thema
weiterverfolgen.

Beteiligung an Verfahren 
vor dem Verfassungsgericht

Eine dritte Neuerung betrifft die Be-
teiligung des Landtages an Verfahren
vor dem Thüringer Verfassungsge-
richtshof und dem Bundesverfassungs-
gericht. Bisher war es üblich, dass die
Frage, ob und welche Stellungnahme
vom Landtag in solchen Verfahren ab-
gegeben wird, allein im Arbeitsbereich
des Landtagspräsidenten geregelt
wird. In anderen Landtagen wie dem
bayerischen ist das gesamte Parla-
ment in das Verfahren eingebunden.

Dies auch mit Blick darauf, dass eine
Stellungnahme in einem Gerichtsver-
fahren immer als Äußerung des gesam-
ten Gremiums gilt. In der neuen Ge-
schäftsordnung findet sich nun ein ver-
gleichbares Verfahren. Der Justizaus-
schuss als für Verfassungsfragen zu-
ständiger Ausschuss begleitet die ver-
fassungsgerichtlichen Verfahren in-
haltlich mit und das Plenum ist infor-
matorisch angeschlossen. Der Land-
tagspräsident vertritt dann den Land-
tag als Gesamtgremium wie bisher vor
Gericht, wobei die Neuregelung der
GOLT eine Begleitung durch andere
Abgeordnete in „beratender Funktion“
ermöglicht.         Sandra Steck  

rekten Umgangs mit den weiteren Ver-
fahrensschritten verlangt, es solle nun
nach einem hemdsärmeligen rein poli-
tischem ‘Wünsch-Dir-Was-Katalog’ zu-
gehen“, so die LINKE-Abgeordnete.

„Wenn die CDU nun am eigenen Lei-
be merkt, wohin ihre frühere Blockade-
politik in Sachen direkter Demokratie
geführt hat, sollte sie auch die richti-
gen Konsequenzen daraus ziehen. 

Dazu gehört vor allem: Die CDU soll-
te auf die seit Jahren parlamentarisch
wie außerparlamentarisch erhobenen
Forderungen nach Abschaffung des Fi-
nanz- und Abgabenvorbehalts bei
Volksbegehren und den Abbau weite-
rer Demokratiehürden endlich einge-
hen und ihre Stimmen für die zur Ver-
fassungsänderung notwendigen Zwei-
Drittel-Mehrheit geben“, sagte Anja
Müller.

Landesregierungen gegen Volksbegeh-
ren, z.B. zu direkter Demokratie, bes-
seren Kitas oder sozialer gestalteten
Kommunalabgaben. Dies führte zur
konservativsten Verfassungs-Recht-
sprechung gegen direkte Demokratie
in ganz Deutschland. Daher ist nun
auch die Situation beim Umgang mit
dem Volksbegehren zur Gebietsreform
alles andere als einfach.“

Auch der CDU sei in Wirklichkeit be-
wusst, dass Thüringer Landesregierun-
gen zur Einhaltung der verfassungsge-
richtlichen Rechtsprechung verpflich-
tet seien. Das hätte die CDU bei frühe-
ren Klagen gegen Volksbegehren doch
auch immer betont. 

„Umso verwunderlicher und entlar-
vender ist es nun, wenn sie jetzt von
der rot-rot-grünen Landesregierung
statt eines verfassungsrechtlich kor-

Am 14. Dezember hatte Landtags-
päsident Christian Carius den  Antrag
auf Zulassung des Volksbegehrens
‚Selbstverwaltung für Thüringen‘ für
zulässig erklärt. „Diese Entscheidung
war so zu erwarten, da der Landtags-
präsident grundsätzlich nur ein for-
males Prüfungsrecht zu Volksbegeh-
ren hat. Eine inhaltliche Prüfung
steht praktisch alleine dem Thüringer
Verfassungsgerichtshof zu“, erklärte
dazu Anja Müller Sprecherin für Bür-
gerbeteiligung der Linksfraktion.

„Davon unabhängig kann der Land-
tag jederzeit die gesetzlichen Regeln
zur Durchführung von Volksbegehren
verändern, allerdings bedarf es dazu
einer Zwei-Drittel-Mehrheit zur Ände-
rung der Verfassung. Bisher wurde
das von der CDU abgelehnt. Hinzu
kommen zahlreiche Klagen von CDU-

Für einen leichteren 
Zugang zum Landtag

Probleme mit CDU-Volksbegehrenshürden lösen

Das Umweltbundesamt forderte
jetzt aus Klimaschutz-Gründen eine
Erhöhung der Mehrwertsteuer auf
Tierprodukte wie Milch und Fleisch.
Sie sollten mit den regulären 19
Prozent besteuert werden. Dies ist
mit Sicherheit der falsche Weg. Die
Mehrwertsteuer ist an sich eine so-
zial ungerechte Steuer, weil sie
Menschen mit niedrigen Einkom-
men viel stärker belastet. Deshalb
gibt es auf Produkte, die das Dasein
sichern, wie z.B. Nahrungsmittel,
einen ermäßigten Mehrwertsteuer-
satz. Die Erhöhung der Mehrwert-
steuer insbesondere auf Grundnah-
rungsmittel, wie Milch und Milch-
produkte, gefährdert auch die aus-
gewogene Ernährung von Men-
schen mit wenig Geld. Natürlich ist
es notwendig, gerade den übermä-
ßigen Konsum von Fleisch einzu-
schränken. Das wird durch Aufklä-
rung und Gesundheitsvorsorge
eher erreicht, als durch undifferen-
zierte Steuererhöhungen. So sollte
mit der „Ökosteuer“ der Energiever-
brauch gesenkt und der Individual-
verkehr reduziert werden. Inzwi-
schen stagniert der Energiever-
brauch und noch nie gab es so viel
Kraftfahrzeug- und Flugverkehr.

Um Klimaschutz in der Ernäh-
rungswirtschaft voranzubringen,
müssen die Ursachen der klima-
schädlichen Produktionsweise be-
seitigt werden. Notwendig ist eine
Ökologisierung und Regionalisie-
rung der landwirtschaftlichen Pro-
duktion. Die Tiere sollten mit regio-
nal angebauten Futtermitteln gefüt-
tert werden. Klimaschädliche
Transporte werden vermieden und
der Raubbau in Drittländern einge-
schränkt. Zudem muss die Dün-
gung reduziert werden. Wir müssen
hin zu nachhaltigen Erträgen, die
die Ernährung sichern, aber gleich-
zeitig das Klima und die Umwelt
schützen.

Dies ist nur möglich, wenn es ei-
ne Abkehr von der Exportorientie-
rung der Land- und Ernährungswirt-
schaft gibt, also einen Bruch mit
dem kapitalistischen Wachstums-
zwang. Auch die Ernährungsbran-
che muss reguliert werden, damit
Transporte eingeschränkt und ge-
sunde Nahrungsmittel bevorzugt
angeboten werden. Alle Menschen
haben ein Recht auf eine gesunde
Ernährung, unabhängig von ihrem
Einkommen. Eine beitragsfreie und
flächendeckende Kita- und Schul-
verpflegung, die eine gute Ernäh-
rung an für alle Kinder sichert, wäre
der richtige erste Schritt zu mehr
Verbraucherbewusstsein.

Der falsche Weg 

von Dr. J. Scheringer-Wright
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schaft noch mehr Kontur zu geben. Ne-
ben den etwa 70 Teilnehmenden vor
Ort konnten auch Nicht-Angereiste via
Internet die Konferenz am 12. Dezem-
ber live verfolgen. Nach den Grußwor-
ten vom Wirtschaftsminister Wolfgang
Tiefensee und des Landesdatenschutz-
beauftragten Dr. Lutz Hasse folgten
hochkarätige Vorträge von Frank Rie-
ger (Ko-Sprecher des Chaos Computer
Club) zum Internet als Bestandteil ei-
ner modernen Daseinsvorsorge und
von Anne Wizorek zum Thema Gender
und Web mit dem Schwerpunkt auf
Hass-Postings und virtuelle Gewalt.

In vier Arbeitsgruppen wurden zu
Fragen des Datenschutzes, der digita-
len Bildung und Arbeitswelt sowie des
ländlichen Raums im digitalen Zeitalter
diskutiert und Forderungen an die Poli-
tik entwickelt. Ins Abschlusspodium
flossen die Ergebnisse der Workshops
dann direkt ein: die drei Netzpolitike-
rinnen von Rot-Rot-Grün diskutierten
mit den zuständigen Staatssekretären
aus dem Wirtschafts- und dem Finanz-
ministerium unter der Moderation der
Netzaktivistin Julia Schramm entlang
der erarbeiteten Resultate über Aufga-
ben und Möglichkeiten der Landespoli-
tik. Hier wurde neben vielen Überein-
stimmungen auch deutlich, dass gera-
de das Wollen der rot-rot-grünen Netz-
politikerinnen immer wieder auch ein
wenig an den Mühlen der (ministeria-
len) Bürokratie hängen zu bleiben
scheint.

Welches Fazit lässt sich also ziehen
nach zwei Jahren R2G-Netzpolitik? 

Einiges ist auf dem Weg, aber es sind
auch noch größere Baustellen abzuräu-
men. Die Einladung des Wirtschafts-
staatssekretärs Georg Maier, sich in
den Entwicklungsprozess der Digitali-
sierungsstrategie dieses Jahr in zahl-
reichen Foren einbringen zu können,
scheint hier ein erster guter Weg zu
handfesten Lösungen zu sein.

Thomas Völker
Foto: Peter Lahn

Die Konferenzmitschnitte finden sich
unter http://www.die-linke-thl.de/the-
men/themen_a_z/a_d/digital_konfe-
renz_r2g/ zum Nachschauen.  

Dass die Digitalisierung unserer
Gesellschaft vielfältige Auswirkun-
gen nach sich zieht, ist inzwischen
unstrittig. Enthusiasten feiern, dass
zukünftig alle Geräte und Maschi-
nen intelligent und sich weitgehend
selbststeuernd werden – vom Indu-
strielaser bis zum heimischen Kühl-
schrank. Kritiker warnen vor unkon-
trollierbaren Auswirkungen, etwa
durch die Anhäufung enormer Da-
tenmengen über unser Nutzerver-
halten (Big Data) oder eine extrem
flexibilisierte Arbeitswelt voller So-
lo-Selbstständiger, die durch keinen
Tarifvertrag mehr geschützt werden
können und deren Selbstständig-
keit vor allem Selbstausbeutung be-
deutet.

Positive wie negative Effekte sind –
wie bei jeder neuen Entwicklung –
nachweisbar. Die Beschleunigung un-
serer Kommunikation lässt junge Men-
schen fragen, wie denn ihre Eltern oh-
ne Internet überhaupt haben leben
können, gleichzeitig leiden immer
mehr Menschen im Beruf unter stress-
bedingten Krankheitsbildern, und Ge-
heimdienste und große Internetkonzer-
ne freuen sich über die Datenspuren
eines jeden in der digitalen Welt. 

Eines ist klar: Politik hat die Aufgabe,
Rahmenbedingungen zu setzen, die
neue Entwicklungen nicht verhindern,
jedoch Eingriffe in Bürgerrechte und
andere Gefahren von den Nutzenden
aber auch Unternehmen (Stichwort:
Wirtschaftsspionage) fernhalten. 

Rot-Rot-Grün (digital-klassisch auch
kurz R2G genannt) hat sich schon
2014 bei der Regierungsbildung mit ei-
nem Ministerium für Wirtschaft, Wis-

senschaft und Digitale Gesellschaft zu
dieser politischen Verantwortung be-
kannt. Seitdem ist einiges geschehen:
In Gera läuft ein dreijähriges Pilotpro-
jekt für kommunales kostenfreies
WLAN, derzeit prüft die Landesregie-
rung auf Beschluss des Landtages, auf
welchen Landesimmobilien Freifunk in-
stalliert werden kann, um ein Bürger-
netz von unten zu stärken. 

In der Wirtschaftsförderung werden
mit dem umfassenden Breitbandaus-
bau die Grundlagen für landesweites
schnelles Internet gelegt und Sonder-
fördertöpfe für die „Wirtschaft 4.0“ ge-
bildet. Zudem wird noch im Jahr 2017
eine Digitalisierungsstrategie für Thü-
ringen aufgelegt. Doch reicht das, um
von einer Entwicklung für eine digitale
Gesellschaft zu sprechen?

Die Koalitionsfraktionen hatten da-
her eine Fachkonferenz veranstaltet,
um dem Themenfeld Digitale Gesell-

„Der durch den CDU-Landtags-
abgeordneten Mario Voigt erhobe-
ne Vorwurf, dass die Bedarfszu-
weisungen für notleidende Kom-
munen nach Parteibuch bewilligt
werden, ist haltlos und unver-
schämt. Ich fordere ihn auf, diesen
Vorwurf unverzüglich zurückzu-
nehmen“, sagte der Kommunalpo-
litiker der Fraktion DIE LINKE
Frank Kuschel.

Aus der Liste der Gemeinden
und Landkreise, die im Jahr 2016
Bedarfszuweisungen beantragt
und erhalten haben, geht klar her-
vor: 30 Gemeinden haben einen
parteilosen Bürgermeister, 14 Bür-
germeister sind Mitglieder der
CDU, neun Bürgermeister bzw.
zwei Landräte haben ein SPD-Par-
teibuch und lediglich zwei sind Mit-
glieder der LINKEN. „Herr Voigt
hätte sich mal in seiner eigenen
Fraktion erkundigen können. So
hat zum Beispiel die Gemeinde
Donndorf, deren Gemeindeober-
haupt die CDU-Landtagsabgeord-
nete Gudrun Holbe ist, im Jahr
2016 knapp 500.000 Euro Be-
darfszuweisungen erhalten“, so
der LINKE-Landtagsabgeordnete.

Dass überhaupt in der Größen-
ordnung einer dreistelligen Millio-
nensumme Bedarfszuweisungen
von Thüringer Kommunen, wie der
Gemeinde Donndorf mit gut 800
Einwohnern, beantragt worden sei-
en, „ist Beleg für die strukturelle
Schwäche der kommunalen Land-
schaft in Thüringen und das Ergeb-
nis der jahrelangen Blockadepoli-
tik der damals regierenden CDU.
Sie hat nachhaltige Reformschritte
zur Stärkung der kommunalen Lei-
stungsfähigkeit verhindert“.        

Haltlos und unverschämt

Gebietsreform - Chancen und Risiken in Bad Salzungen diskutiert
Der Start der Veranstaltungreihe

„Gebietsreform – Chancen und Risi-
ken“ der Thüringer Landtagsfrakti-
on DIE LINKE fand am 13. Dezember
in Bad Salzungen statt. 

Die Wahlkreisabgeordnete Anja Mül-
ler begrüßte die etwa 50 Gäste aus
Kommunalpolitik, Wirtschaft, Sozial-
verbänden und interessierten Bürge-
rinnen und Bürgern im Kurhausrestau-
rant. Der Kommunalexperte der Land-
tagsfraktion Frank Kuschel referierte
in einem Input-Vortrag über den aktu-
ellen Stand der Reform und die sich
aus dem Vorschaltgesetz ergebenden
Möglichkeiten für die Region zwischen
Treffurt und Kaltennordheim. 

Verwaltungsstrukturen und Gebiets-
körperschaften sollen durch die Refom
leistungsfähiger werden, um die kom-
munale Selbstverwaltung auch bei zu-
rückgehenden Mitteln garantieren zu
können. In der anschließenden zwei-
stündigen Diskussion wurden viele Fra-
gen gestellt, diskutiert und beantwor-
tet. So ist die Reform für die Thüringer
Rhön eine Möglichkeit, wieder in eine
gemeinsame Verwaltungsstruktur zu-

rückzukehren. Schwerpunkt der Dis-
kussion zur Kreisreform ist die Verfah-
rensweise der Rückkreisung von Eisen-
berg in den Wartburgkreis. 

Viel Gesprächs- und Vermittlungsbe-
darf sahen die Fragesteller bei dem
Übergang der Verwaltungsgemein-
schaften in Einheits- oder Landgemein-

den. Die Landtagsfraktion steht hierzu
gerne als Vermittler zwischen den Ak-
teuren vor Ort und der Landesebene
bereit, betonte Anja Müller zum Ab-
schluss der Diskussion. Die nächste
Veranstaltung findet am 12. Januar in
Saalfeld statt. 

Markus Gleichmann    



„Mit der im Dezember eingeweih-
ten neuen Buslinie zwischen Eisen-
ach und Mühlhausen wurden das
Umsteigen zwischen Bahn- und Busli-
nien verkürzt, Städte und Gemeinden
verschiedener Landkreise vernetzt
sowie eine bessere Erreichbarkeit
der ländlich geprägten Region zwi-
schen den beiden Städten ermög-
licht“, so Dr. Gudrun Lukin, Spreche-
rin für Verkehrspolitik der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag.
Zwei Millionen Euro zusätzlich setzt
die rot-rot-grüne Landesregierung
2017 als Bonus für landesweit be-
deutsame Buslinien ein. Diese müs-
sen nicht nur wochentags minde-
stens acht Hin- und Rückfahrten an-
bieten, sondern auch Umsteigemög-
lichkeiten zum Zug. 

„Mit der Aufnahme des Eisenacher
Sommergewinns, der Heiligenstädter
Palmsonntagsprozession und des Al-
tenburger Skatspiels in das deutsche
Verzeichnis des Immateriellen Kultur-
erbes wird den kulturellen Traditio-
nen Thüringens ein würdiges Denk-
mal gesetzt“, so Katja Mitteldorf, kul-
turpolitische Sprecherin der Links-
fraktion, zur Mitteilung der Deut-
schen Unesco-Kommission. „Die
ausgewählten Traditionen wurden
nicht nur kontinuierlich von Generati-
on zu Generation weitergegeben,
sondern stehen eben auch ganz sinn-
bildlich für unseren kulturellen Reich-
tum, auf den wir mit Recht stolz sein
dürfen. Diese Würdigung wird mithel-
fen, altüberlieferte Traditionen zu be-
wahren und zu fördern.                       

Beim traditionellen Pressege-
spräch zum Jahresauftakt, zu dem
Ina Leukefeld am 4. Januar in den
Landtag eingeladen hatte, stand die
Lage auf dem Arbeitsmarkt im
Blickpunkt. Die Abgeordnete der
Linksfraktion sprach gegenüber
den Journalisten erfreuliche und
problematische Entwicklungen an.
So stehen in Thüringen der niedrig-
sten Arbeitslosenquote in Ost-
deutschland (6,3 Prozent) 26.000
Menschen gegenüber, die langzeit-
arbeitslos sind. 

Und das sind immer noch 38 Prozent
aller Arbeitslosen, auch wenn es hier
gegenüber dem Jahr 2008 einen Rück-
gang von über 43 Prozent gab. Die LIN-
KE Arbeitspolitikerin, der die öffentlich
geförderte Beschäftigung schon im-
mer ein wichtiges Anliegen war, ver-
wies auf die Programme der rot-rot-
grünen Landesregierung und die dafür
eingesetzten Landes- und Bundesmit-
tel, von denen aktuell 8.000 Menschen
im Freistaat profitieren. 

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund
der enormen Veränderungen in der Ar-
beitswelt legte die Landespolitikerin
ein Sieben-Punkte-Papier vor. Unter
den Vorschlägen die Forderung nach
einem Mindesthonorar für die wach-
sende Zahl von Soloselbstständigen.
Ein Thema, zu dem die Landtagsfrakti-
on vor wenigen  Monaten gemeinsam
mit Dietmar Bartsch, dem Vorsitzen-
den der Bundestagsfraktion, eigens ei-
ne Diskussionsveranstaltung in Erfurt
durchgeführt hatte.

Ina Leukefeld machte auf die positi-
ve Lohnentwicklung aufmerksam. Von
der Einführung des Mindestlohns ha-
ben 200.000 Thüringer profitiert, 20
Prozent aller Beschäftigten, drei Vier-
tel von ihnen sind Frauen. 

Trotzdem gehören aktuell immer
noch mehr als 6.000 voll Erwerbstätige
in Thüringen so den sogenannten Auf-

Auch nach Ablauf des so ge-
nannten „Weihnachtsfriedens“ er-
wartet die flüchtlingspolitische
Sprecherin der Linksfraktion, Sabi-
ne Berninger, „dass aus Thüringen
niemand in Eiseskälte, Obdachlo-
sigkeit und Elend abgeschoben
wird“. Die von Minister Dieter Lau-
inger anstelle eines Winterab-
schiebestopps präferierten huma-
nitären Einzelfallprüfungen bedeu-
ten, dass sorgfältig geprüft wer-
den müsse, „wie die Verhältnisse
für die konkret von aufenthaltsbe-
endenden Maßnahmen betroffe-
nen Menschen im Herkunftsland
sind. Also, ob die Leute ein Dach
über dem Kopf haben und minde-
stens das Existenzminimum gesi-
chert ist. Es gibt eine ganze Reihe
Herkunftsländer, in denen das für
RückkehrerInnen nicht sicher ist.“

Für die besondere Einzelfallprü-
fung, die neben den Witterungsbe-
dingungen auch eine mögliche be-
sondere individuelle Schutzbe-
dürftigkeit beinhalten muss, seien
alle beteiligten Behörden verant-
wortlich. Führe sie „zu der begrün-
deten Annahme, dass eine Ab-
schiebung in das jeweilige Her-
kunftsland während der Wintermo-
nate nicht zumutbar ist, können
Betroffene und ggf. deren Kernfa-
milien bis zur Änderung der Ver-
hältnisse gemäß § 60a Abs. 2 Satz
3 AufenthG geduldet werden“. 

Sabine Berninger hält die Ertei-
lung einer solchen Duldung für
zwingend notwendig, „wenn wir
unserem Anspruch an eine men-
schenrechtsorientierte Flücht-
lingspolitik gerecht werden wol-
len“. 

Landtagssitzungen:
Die ersten Plenarsitzungen im

neuen Jahr sind anberaumt vom
25. bis 27. Januar sowie vom 22.
bis 24. Februar.  Bei Interesse an
Teilnahme an einer der Sitzungen
bitte rechtzeitig in der Geschäfts-
stelle der Linksfraktion melden
(Tel. 0361 3772295).

Fachkonferenz: 
„Streiten für offene, demokrati-

sche und soziale Hochschulen“
steht als Motto über der Fachkon-
ferenz, zu der die Linksfraktion am
Donnerstag, den 20. Januar, 10 bis
13 Uhr, nach Erfurt in den Landtag,
Käte-Duncker-Saal (F 201), ein-
lädt. 

Nähere Informationen dazu so-
wie immer auf dem Laufenden im
Internet unter: 

www.die-linke-thl.de     

Der Thüringer Waldzustandsbe-
richt hat den besorgniserregenden
Zustand der Buche deutlich gemacht.
„Die Baumart, die in Thüringen in der
Vergangenheit optimale Bedingun-
gen fand und deshalb aufgrund ihrer
Konkurrenzfähigkeit die Urwälder
hier prägte, leidet offenbar enorm
unter den gegenwärtigen Umweltein-
flüssen", erklärte Tilo Kummer, um-
weltpolitischer Sprecher der Links-
fraktion. „Offensichtlich vertragen
die Buchen die jetzt häufig auftreten-
de massive Trockenheit im Frühling
nicht. Nach dem bereits aufgetrete-
nen krankheitsbedingten massiven
Absterben von Ulmen und Eschen
kann wohl nur eine gute Baumarten-
mischung Sicherheit für den Wald
der Zukunft bedeuten.“
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Baumarten Bus-Bahn-Netz Kulturerbe

Einzelfallprüfung

stockern, müssen zusätzlich unterstüt-
zende Leistungen beantragen. Und mit
einem Anteil von 57,6 Prozent bilden
Arbeitslose die größte Gruppe der von
Armut Betroffenen.

Hinzu kommt: mehr als ein Drittel al-
ler Beschäftigten befinden sich in aty-
pischen Beschäftigungsverhältnissen.
Das sind Minijobs, unfreiwillige Teilzeit
(hier vor allem auch Frauen), Leiharbeit
und Werksverträge sowie Honorarar-
beit vor allem auch im digitalen Be-
reich.

ständigkeit 
4. Präzisierung der Thüringer Ar-

mutsstrategie durch komplexe Umset-
zung einer Arbeits- und Beschäfti-
gungspolitik, die eine Vereinbarkeit
von Familie und Beruf ermöglicht so-
wie atypische Beschäftigung ein-
dämmt und damit soziale Sicherheit
und Zukunftsplanung ermöglicht.

5. Stärkung von Arbeitnehmerrech-
ten, Betriebs- und Personalräten sowie
Gewerkschaften zur Verbesserung der
Arbeitnehmermitbestimmung und der
Tarifbindung in Unternehmen; Tarifbin-
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Mehr als ein Drittel in
atypischer Beschäftigung
Jahresauftakt-Pressegespräch der Linksfraktion galt erneut der Arbeitsmarktpolitik

nutzer, die nach dem Prinzip des Paid
Crowdsourcing freiberuflich für Unter-
nehmen arbeiten)

2. Druck auf die Bundesregierung
und im Bundestagswahlkampf zur
Schaffung der gesetzlichen Vorausset-
zungen für die Einführung des Passiv-
Aktiv-Transfers; damit kann Arbeit
statt Arbeitslosigkeit finanziert wer-
den, wofür alle Geldmittel, die ein
Hartz IV-Empfänger erhält, zusammen-
gefasst werden, sodass sozialversiche-
rungspflichtige Stellen entstehen (er-
ste Projekte gibt es im Ilm-Kreis und im
Kreis Altenburger Land)

3. Erarbeitung eines Angebotes in
Thüringen zur Förderung von Genos-
senschaften in allen Bereichen, insbe-
sondere als Alternative für Soloselb-

dung in das zu überarbeitende Verga-
begesetz

6. Weitere Begleitung einer unbüro-
kratischen und passgenauen Umset-
zung der Thüringer Beschäftigungsför-
derung insbesondere für Langzeitar-
beitslose; Integration von jungen Be-
nachteiligten, Geflüchteten, Menschen
mit Behinderung und Alleinerziehen-
den 

7. Umsetzung des Budgets für Arbeit
auf der Grundlage des Bundesteilhabe-
gesetzes durch Lohnkostenzuschüsse
für Unternehmen zur nachhaltigen Be-
schäftigung von behinderten Men-
schen auf dem ersten Arbeitsmarkt
(soziale Wirtschaftsbetriebe und Inte-
grationsunternehmen unterstützen)

Aus dem Sieben-
Punkte-Papier 
mit Vorhaben 
für 2017

1. Einfluss auf die
Bundesregierung und
im Bundestagswahl-
kampf ausüben zur
Entwicklung und Ein-
führung eines Min-
desthonorars für Solo-
selbständige; dabei
geht es auch um soge-
nannte Crowd- und
Clickworker (Internet-
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wohl die Wohnungsgenossenschaften
als auch wir wünschen uns noch mehr
Nutzung des Mitspracherechtes der
Mitglieder, damit sie über die Höhe der
Miete sowie über anstehende Investi-
tionen und Modernisierungen selbst
entscheiden können“, so die Abgeord-
nete Kati Engel. „Die Geschäftsprozes-
se und Geldströme der Genossen-

gemerkt, dass die Wohnungsverwal-
tung immer fachspezifischer wurde“,
erklärte der Geschäftsführer Jürgen
Klippsten. „Wir haben daher größere
Einheiten geschaffen, die auch durch
die AWG betreut werden. So erledigen
wir zum Beispiel auch die kaufmänni-
sche Verwaltung der WBG Bad Berka.“

Ziel ist es aber auch, den Mitgliedern

Zur Information des Innenmini-
steriums über die Zwischenergeb-
nisse der Untersuchung zu den Te-
lefonaufzeichnungen bei der Thü-
ringer Polizei sagte Steffen Dittes,
innenpolitischer Sprecher der
Linksfraktion: 

„Wie Ministerialdirektor Dr.
Wolfgang Schmitt-Wellbrock dar-
legte, gab es tatsächlich unzulässi-
ge permanente Telefonaufzeich-
nungen. Die Zahl von Telefonappa-
raten, bei denen rechtlich unzuläs-
sig mitgeschnitten wurde, stellt
sich als kleiner als bisher ange-
nommen dar. So werden 13 Poli-
zeitelefone beziffert, bei denen
permanent mitgeschnitten wurde,
auch wenn beispielsweise Bürger
um Auskunft ersuchten. Bei den
vom Grundsatz her rechtlich nicht
zu beanstandenden Aufzeichnun-
gen an den übrigen Telefonappara-
ten mit Aufzeichnungsfunktion sei-
en aber auch Telefonate geführt
worden, bei denen kein Rechts-
grund für eine Aufzeichnung vor-
lag. Da die mehr als 170.000 bei
der Polizei in 180 Tagen gespei-
cherten Gespräche auch aus
rechtlichen Gründen nicht unter-
sucht werden konnten, kann nach-
träglich nicht bestimmt werden, in
welchem Umfang Aufzeichnungen
rechtswidrig erfolgten. Der Son-
derermittler hält einen Missbrauch
für abstrakt möglich, fand bei sei-
nen Befragungen in der Polizei
aber keine Anhaltspunkte dafür.“

Die Linksfraktion bedankt sich
bei dem von Innenminister Holger
Poppenhäger rasch eingesetzten
Sonderermittler Schmitt-Well-
brock für dessen Arbeit im Rah-
men der Untersuchung. Nach der
im Frühjahr 2017 geplanten Vorla-
ge des Abschlussberichtes samt
seiner Empfehlungen können die
Ergebnisse abschließend bewertet
werden. Zur Software „Device
Watch“ wurde dargelegt, dass die-
se durch eine externe Firma über-
prüft wurde. Das Programm sei
grundsätzlich in der Lage, Mitar-
beiterverhalten auszulesen, ent-
sprechende Module seien jedoch
bei der Polizei nicht aktiviert wor-
den, auch ausweislich der Proto-
kolle habe man keine rechtswidri-
gen Aktivitäten festgestellt. 

„Wichtig für uns ist, dass die in-
zwischen außer Kraft gesetzte
Dienstanweisung zu Telefonauf-
zeichnungen, der ebenfalls Mängel
attestiert werden, künftig durch
eine überarbeitete datenschutz-
rechtlich korrekte Anweisung er-
setzt wird, um auch Polizisten bei
eingehenden Notrufen Handlungs-
sicherheit zu geben und das Ver-
trauensverhältnis von Bürgern zur
Polizei aber auch innerhalb der Po-
lizei zu stärken“, so der Abgeord-
nete.                                             

Rechtssichere und
praxistaugliche Dienst-
anweisung notwendig

„120-Jahr-Feier“ in der Linksfraktion

UNZ-01-2017

Im Dezember waren Vertreter der
Eisenacher LINKEN und ihrer Stadt-
ratsfraktion sowie die für den Wahl-
kreis zuständige Landtagsabgeord-
nete Kati Engel zusammen mit der
wohnungspolitischen Sprecherin
der Landtagsfraktion, Ute Lukasch,
in der Stadt unterwegs, um mehr
über den Wohnungsbau und die
Wohnsituation in und um Eisenach
in Erfahrung zu bringen. 

Sie kamen sowohl mit der Ge-
schäftsleitung der Wohnungsgenos-
senschaft als auch mit der kommuna-
len Wohnungsgesellschaft ins Ge-
spräch, um schlussendlich ihre Erfah-
rungen mit den Mitgliedern der Stadt-
ratsfraktion auszuwerten und zu disku-
tieren. „Es war spannend, die Vor- und
Nachteile beider Unternehmensfor-
men einmal so direkt gegenüberzustel-
len und zu beleuchten“, resümierte Ka-
ti Engel die Gespräche.

Die AWG, Allgemeine Wohnungsbau-
genossenschaft Eisenach eG, blickt
auf ein über 60jähriges Bestehen zu-
rück. In den 50er Jahren begannen die
Gründungsmitglieder als AWG des Au-
tomobilwerkes Eisenach mit dem Bau
von Reihenhäusern. Zunächst ging es
nur darum, in der entbehrungsreichen
Nachkriegszeit ein Dach über dem
Kopf zu schaffen. Diesem bescheide-
nen Wunsch der Gründerjahre folgte
sehr schnell der Ruf nach einem immer
attraktiveren aber auch preiswertem
Wohnen. Derzeit gehören 2.803 Woh-
nungen in Eisenach, Creuzburg, Ifta
und Mihla zum genossenschaftlichen
Bestand sowie zehn Einheiten, die zu
gewerblichen Zwecken genutzt wer-
den. „In den letzten Jahren haben wir

Ute Lukasch und Kati Engel waren mit Eisenacher LINKEN bei AWG und SWG

schaften werden gegenüber
ihren Mitgliedern vollständig
offengelegt und sollten mehr
hinterfragt werden.“ 

842.000 Euro Gewinn
werden an die
Stadt abgeführt

Dagegen wurde die Städti-
sche Wohnungsgesellschaft
(SWG) Eisenach 1991 als Ge-
sellschaft mit beschränkter
Haftung gegründet. Sie er-
richtet, betreut, bewirtschaf-
tet und verwaltet Bauten in
allen Rechts- und Nutzungs-
formen. Gegenstand des Un-
ternehmens ist die Woh-
nungsversorgung für breite
Schichten der Bevölkerung.
Die SWG kann außerdem alle
im Bereich des Städtebaus,
der Wohnungswirtschaft und
der Infrastruktur anfallenden
Aufgaben übernehmen und

auch wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Einrichtungen und Dienstleistun-
gen bereitstellen. Im Gegensatz zur
AWG steht die SWG unter einem höhe-
ren wirtschaftlichen Druck. 

„Wir haben mit Eisenach vereinbart,
jährlich 842.000 Euro Gewinn an die
Stadt abzuführen“, erläuterte der Ge-
schäftsführer Wilhelm G. Wagner. „Ge-
nau hier liegt der Vorteil eines kommu-
nalen Unternehmens. Die Stadt gene-
riert nicht nur Mieteinnahmen, sie
sammelt auch wieder etwas von dem
ein, was sie jedes Jahr für die Kosten
der Unterkunft (KdU) ausgibt“, erläu-
terte die Wohnungspolitikerin Ute Lu-
kasch. „Die Kommunen erhalten hier-
durch wieder Handlungsspielräume:
Wohnungssuchende, von Wohnungslo-
sigkeit Bedrohte, Schutzsuchende bei
häuslicher Gewalt oder einfach ‘Neu-
Eisenacher’ finden bezahlbaren und
angemessenen Wohnraum. Zudem
weist ein potenter kommunaler Woh-
nungsanbieter mit einem umfassenden
und bezahlbaren Wohnungsangebot
die privaten ‘Mietvorstellungen’ wieder
in die Schranken.“

Am Ende des Tages waren sich alle
Beteiligten einig, dass sowohl der öf-
fentliche als auch der genossenschaft-
liche Wohnungsbau mehr gefördert
werden müssen sowie auch die ökolo-
gisch-energetische Sanierung beste-
hender Wohnungen. „Es ist schön zu
sehen, dass es in Eisenach beiden Un-
ternehmensmodellen so gut geht und
sie ihren Platz in der Stadt gefunden
haben, das ist bei weitem nicht immer
so“, fasste Ute Lukasch ihre Eindrücke
des Tages zusammen.

mehr als ein schönes Wohnen zu bie-
ten. So organisiert der Genossen-
schaftsbeirat zum Beispiel Wanderun-
gen, Betriebsbesichtigungen, Compu-
terkurse oder  Sportgruppen. „Natür-
lich unterstützen wir als LINKE die de-
mokratischste Form des Wohnens. So-

Barbara Glaß, wissenschaftliche Mitarbeiterin der Fraktion DIE LINKE im Thürin-
ger Landtag, und André Blechschmidt, Parlamentarischer Geschäftsführer der
Landtagsfraktion, hatten zur „120-Jahrfeier“ eingeladen. Barbara hatte Ende ver-
gangenen Jahres ihren 60. Geburtstag, André jetzt zu Beginn des neuen. Zahlreiche
Gratulanten waren gekommen, nicht nur aus der Landtagsfraktion und ihrem Um-
feld, auch aus der Stadt Erfurt, denn beide sind im Ehrenamt Stadträte. 

Der PDS bzw. LINKEN im Landtag sind sie ebenfalls bereits langjährig beruflich
verbunden. André Blechschmidt seit 26 Jahren, Abgeordneter seit 2004. Dr. Barba-
ra Glaß hat als wissenschaftliche Mitarbeiterin im Jahr 2000 ihre Tätigkeit vor allem
im umweltpolitischem Bereich begonnen.             Foto: Peter Lahn           



Wärmeenergie -
schlafender Riese
Von der 2. Meininger Energiekonferenz der Linksfraktion

quellen unter dem Aspekt, die volks-
wirtschaftlichen Kosten sehr gering zu
halten und den Strombedarf bundes-
weit um 25 Prozent zu senken, be-
trachtet wurden. Als Optimum habe
sich ein Energiesystem aus 77 Prozent
erneuerbaren Quellen, sechs Prozent
konventionellen Kraftwerken und 17
Prozent Kraft-Wärmekopplung erge-
ben. 

Der Abteilungsleiter Innovation, Um-
welt, International der IHK Südthürin-
gen, Hartmuth Röser, gab einen Ein-
blick in Projekte zur Nutzung von Indu-
striewärme, insbesondere von Abwär-

Als Motto der 2. Meininger Ener-
giekonferenz auf Einladung des
energiepolitischen Sprechers der
Linksfraktion, Steffen Harzer, wur-
de diesmal „Wärmeenergie – der
schlafende Riese bei erneuerbaren
Energien“ gewählt. „Wenn dieses
Thema angesprochen wird, meint
man im Allgemeinen Elektroener-
gie, aber die Einsparpotenziale im
Wärmesektor sind enorm“, betonte
Steffen Harzer in seinen Begrü-
ßungsworten und erhielt mehrfach
Zustimmung in den darauffolgen-
den Vorträgen. 

Den Anfang des Vortragsreigens der
Veranstaltung, die am 10. Dezember in
den Räumen des Berufsbildungs- und
Technologiezentrums (BTZ)  in Rohr
stattgefunden hatte, machte die u.a.
für Energiefragen zuständige Ministe-
rin Anja Siegesmund, die auf die hohe
Bedeutung der kommunalen und regio-
nalen Ebenen bei der Umsetzung von
Wärmeenergieprojekten einging. Die
Bereitschaft bei Akteuren sei sehr lo-
benswert, andererseits würde ein häu-
figes Ringen um die Verbesserung der
rechtlichen Rahmenbedingungen mit
der Bundesebene erforderlich sein.
Beispiele seien das Erneuerbare-Ener-
giengesetz, das Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz oder die ungleiche Bela-
stung durch Netzentgelte. Nach der
Kurzdarstellung Thüringer Förderpro-
gramme, wie „SolarInvest“ oder
„GreenInvest“, lud sie schon mal in den
Klima-Pavillon als „Symbol für Dialog,
Transparenz, Nachhaltigkeit und Klima-
und Umweltschutz“ im Rahmen der 4.
Landesgartenschau  vom 29. April bis
24. September 2017 in Apolda ein.

„Azubis als Energie-Scouts“ 
in Unternehmen

Der Geschäftsführer der SWE Ener-
gie GmbH Erfurt, Karel Schweng, erläu-
terte die Beiträge der Stadtwerke zur
Umsetzung des Erfurter Klimaschutz-
konzeptes, wobei maßgeblich auf den
Fortbestand der Kraft-Wärme-Kopp-
lung gesetzt werde. Positiv wertete er
das für den Ausbau von Fernwärmenet-
zen unterstützend wirkende Landes-
programm „Energieeffizienz auf Quar-
tierebene“. Mit dem „Erfurter Modell“,
basierend auf vier konzeptionellen
Säulen, sei die notwendige CO2-Redu-
zierung am wirtschaftlichsten und ef-
fektivsten erreichbar. Erwähnung fand
ebenso das Projekt Erfurt-Marbach zur
Kopplung von Solarthermie-Kompo-
nenten und Speichern. Nach der ge-
genwärtigen Planungsphase sei die Er-
richtung von Demonstrationsanlagen
ab 2018 und nach Auswertung die Prü-
fung auf Verwertbarkeit für weitere
Quartiere vorgesehen.  

Weiter in die Zukunft blickte Prof. Dr.
Ing. Viktor Wesselak vom Institut für
regenerative Energietechnik an der
Hochschule Nordhausen. Er verwies
auf eine Studie des Fraunhofer Institu-
tes „Energiesystem Deutschland
2050“, in der verschiedene Szenarien
zur Vernetzung von Sektoren und  von
Anteilen unterschiedlicher Energie-

geber keine verpflichtenden Auflagen
bestünden. Ebenso würde das Landes-
förderprogramm „GreenInvest“ für
Handwerker kaum anwendbar sein.
Umso wichtiger seien handwerkliche
Kooperationen, wie z. B. die Südthürin-
ger Fachwerk- und Altbausanierungs-
genossenschaft e. G.  

Im Nachgang reagierte Steffen Har-
zer auf die kritischen Äußerungen, in-
dem er ankündigte, den Versuch einer
Klärung der Probleme auf Landesebe-
ne starten zu wollen.  

Den letzten Fachvortrag hielt der
Bundestagsabgeordnete der LINKEN,
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„Die Wirtschaftskammern und
die Regionaldirektion der Bundes-
agentur für Arbeit machen mit ih-
rem Kreisgebietsreformvorschlag
deutlich, dass man zur Funktional-,
Verwaltungs- und Gebietsreform
auch anders agieren kann als die
CDU-Blockade- und Verweige-
rungsopposition“, so MdL Frank
Kuschel. Der Vorschlag stelle eine
solide Grundlage für die weitere
Diskussion dar, entspreche den
Vorgaben des Vorschaltgesetzes
und müsse nun ernsthaft geprüft
werden. 

„Wir stehen ihm offen gegen-
über. Es ist allerdings an der Zeit,
dass die von der aktuellen Initiati-
ve betroffenen Landkreise, in de-
nen überall Beschlüsse zum Erhalt
ihres Landkreises in der jetzigen
Struktur verbunden mit Klagever-
fahren gegen das Vorschaltgesetz
gefasst worden sind, ihre Haltung
überdenken und sich endlich offen
und konstruktiv zu den nunmehr
vorliegenden Kreisgebietsreform-
vorschlägen verhalten“, betonte
der LINKE-Abgeordnete.              

Kammern beteiligen
sich konstruktiv

„Mitbestimmung zu-
kunftsfest gestalten“

DAS THEMA

Vor dem Hintergrund der 6. Thü-
ringer Personal- und Betriebsräte-
konferenz, die am 16. Dezember
auf der Erfurter Messe stattgefun-
debn hatte, sagte Rainer Kräuter,
gewerkschaftspolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE im Thürin-
ger Landtag: „Personal- und Be-
triebsrätekonferenzen sind ein
wichtiger Baustein, auch um mit
Wirtschaft und Politik in den Dialog
treten zu können.“ 

Beim Thema Mitbestimmung set-
ze die Landesregierung bereits auf
Bundesebene Impulse, indem sie
gemeinsam mit anderen Bundes-
ländern den Antrag „Mitbestim-
mung zukunftsfest gestalten“ in
den Bundesrat eingebracht habe.
In der Initiative wird darauf gedrun-
gen, jedweder Aushöhlung der Mit-
bestimmung im Rahmen der rasan-
ten Umgestaltung der Wirtschafts-
landschaft wirksam entgegenzu-
wirken. Gleichfalls wird die Bun-
desregierung zum Handeln aufge-
fordert. 

Der Abgeordnete begrüßte die-
ses hohe Engagement der Landes-
regierung ausdrücklich und ver-
wies zugleich darauf, dass gerade
im Bereich der Mitbestimmung im
öffentlichen Dienst auch in Thürin-
gen noch Änderungsbedarf beste-
he: „Ich gehe auch davon aus, dass
die Landesregierung das gleiche
Engagement an den Tag legt, wenn
es zu Beginn dieses neuen Jahres
2017 um ein neues modernes Thü-
ringer Personalvertretungsgesetz
gehen wird“, so Rainer Kräuter.     

Kernbotschaft des Vortrages: Der Wär-
memarkt spielt eine Schlüsselrolle bei
der Umsetzung der Energiewende. 

Aktivitäten des Handwerks zeichne-
te Michael Bickel als Beauftragter für
Innovation und Technologie der Hand-
werkskammer Südthüringen nach.
„Handwerker sind Leistungserbringer,
u.a. auch für Energieeffizienzmaßnah-
men im Baubereich entsprechend der
Energieeinsparverordnung (ENEV)“.
Problematisch in diesem Zusammen-
hang sei jedoch, dass für die Auftrag-

me aus verschiedenen Prozessen, wo-
bei jedoch die Vermeidung von Abwär-
me Priorität habe. „Azubis als Energie-
Scouts“ z.B. betätigten sich als „Spür-
nasen“ in Unternehmen, indem sie
Energieeffizienzpotenziale ausfindig
machten. Zusammen mit der Universi-
tät Kassel sei ein Leitfaden zur solaren
Prozesswärme entwickelt worden.

Ralph Lenkert, der
mit Nachdruck ver-
lässlichere Rahmen-
bedingungen für die
Energiewende einfor-
derte. Darüber hinaus
sollten alle erdenkli-
chen Potenziale an er-
neuerbaren Energie-
quellen ausgeschöpft
werden, auch, um ei-
nen weiteren Netz-
ausbau weitgehend
zu vermeiden. 

Im Nachgang der
Veranstaltung, die
wiederum von hoher
Fachlichkeit geprägt
und maßgeblich
durch Steffen Harzers

Wahlkreismitarbeiter, Holger Auers-
wald, vorbereitet wurde, sollte die lei-
der äußerst geringe Beteiligung nicht
unerwähnt bleiben. Auch deshalb
schon jetzt die Ankündigung der näch-
sten Energiekonferenz am 18. Novem-
ber 2017. Die Fraktion wünscht sich
hierfür ein größeres Interesse.     

Dr. Barbara Glaß 

„Industrie, Handwerk und Politik ge-
meinsam für die Energiewende“, so der
Titel der abschließenden Podiumsdis-
kussion (moderiert durch Sebastian
Haak, M.) mit dem Energiepolitiker der
Landtagsfraktion Steffen Harzer, dem
Bundestagsabgeordneten Ralph Len-
kert sowie Hartmut Röser, Abteilungs-
leiter Innovation, Umwelt, International
der IHK Südthüringen, und Michael Bik-
kel, Beauftragter für Innovation und
Technologie der Handwerkskammer
Südthüringen (v.l.).    Fotos: Peter Lahn



Erstmals wieder seit 2010 führte
der Landessportbund Thüringen
unter dem Titel „Wider dem Gänse-
braten“ sein „legendäres“ Fußball-
turnier mit Mannschaften aus dem
Thüringer Landtag, den Ministerien
und von Sportorganisationen selbst
am 16. Dezember in der Erfurter
Thüringenhalle durch. 

Nach dieser langen Fußballabsti-
nenz war es sehr erfreulich, dass sich
fünf teilnehmende Mannschaften ge-
funden hatten, um die Tradition der
sportlichen Vergleiche wieder aufle-
ben zu lassen. Darunter war auch eine
Mannschaft unserer LINKEN Land-
tagsfraktion. Weitere Teilnehmer wa-
ren die Thüringer Staatskanzlei, der
Thüringer Fußballverband, die CDU-
Landtagsfraktion und der Landes-
sportbund Thüringen. So hatte am En-
de jede Mannschaft vier Spiele zu ab-
solvieren. Dem einen oder anderen
Spieler (oder auch Spielerin) merkte
man schon die wohl fehlende Spielpra-
xis an. Diese wurde aber durch kämp-
ferischen Einsatz ausgeglichen. Her-
vorzuheben ist, dass unsere Mann-
schaft neben der des Landessportbun-
des die einzige war, die in jedem Spiel
als gemischte Mannschaft aufgelaufen

ten sie die derzeitige Mannschaft un-
terstützen), vor der Thüringer Staats-
kanzlei und der CDU-Landtagsfraktion.

In gemütlicher Runde im Haus des
Thüringer Sports endete ein erfolgrei-
cher Nachmittag mit der Gewissheit ei-
ner Wiederholung im nächsten Jahr.
Mein herzlicher Dank gilt allen, die zum
Gelingen der Veranstaltung beigetra-
gen haben. 

Knut Korschewsky, sportpolitischer
Sprecher der Linksfraktion
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Seit Jahren war Stefan Wogawas
Kolumne unter der Rubrik „Neben-
bei notiert“ und früher „Das Letzte“
eine feste Größe auf dieser Seite
des Parlamentsreports der LINKE-
Landtagsfraktion. Und, wie uns im-
mer wieder bestätigt wurde, eine
sehr gern gelesene. Stefans „spitze
Feder“, mit der er politische Ne-
bensachen, die aber eigentlich oft
Hauptsachen  waren, auf den be-
rühmten Punkt brachte, werden wir
vermissen, denn zu Jahresbeginn
hat er eine neue Tätigkeit beim So-
zialministerium aufgenommen.

Auch dort wird er in dieser und
jener Form in die Öffentlichkeit wir-
ken. Der Landtagsfraktion gehörte
er seit 1999 als wissenschaftlicher
Mitarbeiter an. Dass wir 2015 auch
seine Promotion mit ihm  feiern
konnten, sei ebenfalls und nicht nur
„nebenbei notiert“.

Mir bleibt nur, Dank zu sagen für
seine stets verlässliche,  selbst aus
dem Urlaub heraus pünktlich vor
Redaktionsschluss und in bester
Qualität abgegebenen Beiträge. Ich
kann mich nur an ein oder zwei Fäl-
le erinnern, wo es Stefan dann
doch nicht möglich war, „zu lie-
fern“. Ich dächte, da lag er im Fie-
ber Zuhause. Dass wir auch künftig
nicht völlig auf seine „Handschrift“
verzichten müssen, er bei passen-
den Gelegenheiten mit Gastbeiträ-
gen aufwarten lässt, das hat er ver-
sprochen. 

Aber was wird nun mit unserem
„Nebenbei notiert“? Komplett dar-
auf verzichten, nein, das ist keine
Option, meine ich und will versu-
chen, die Rubrik aufrecht zu erhal-
ten. Die Themen liegen ja eigentlich
auf der Straße. Politik vergaloppiert
sich immer wieder, Protagonisten
schießen übers Ziel hinaus. Man-
ches ist zum Schmunzeln, vieles
aber schlicht ärgerlich oder unterir-
disch, gehört angefasst und aufge-
spießt. In diesem und in Stefans
Sinne machen  wir weiter und laden
Ambitionierte herzlich ein, sich an
dieser Stelle mit einzubringen.
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Stefan sei Dank

ist. Nach großem Einsatz musste die
LINKE dieses Mal die spielerische
Überlegenheit der anderen Mann-
schaften anerkennen und dem Trai-
ningsrückstand Tribut zollen. Das soll
sich aber nach dem Willen aller Betei-
ligten im nächsten Jahr ändern.

Sieger wurde nach spannenden
Spielen die Mannschaft des Thüringer
Fußballverbandes, gespickt mit ehe-
maligen erfolgreichen Spielern von
Rot-Weiß Erfurt (Anm., vielleicht soll-

„Wider dem
Gänsebraten“

Die Alternative 54 Erfurt e.V., der
Verein der Landtagsabgeordneten der
Fraktion DIE LINKE, hat im Dezember
an weitere 26 Vereine Spenden in Hö-
he von insgesamt 10.100 Euro ausge-
reicht. Wie die Vorsitzende des Ver-
eins, die Abgeordnete Diana Skibbe,
informierte, wurden damit in diesem
Jahr insgesamt 233 Projekte und Vor-

Alternative 54 e.V. spendete 2016 mehr als 89.000 Euro  

Einen Förder-
scheck der Alternati-
ve 54 über 300 Euro
überbrachte der
Landtagsabgeordnete
Frank Kuschel (DIE
LINKE) am
12.12.2016 dem Ka-
rateverein Drößnitz
e.V. in Blankenhain.
Mit dem Geld wird
das Projekt Gesund-
heitssport des Vereins unterstützt. Eine
spezielle Trainingsgruppe vor allem für
Späteinsteiger, Ältere und Menschen
mit gesundheitlichen Einschränkungen
widmet sich dem Kenko Kempo Karate.

Die gesundheitsorientierte Kampf-
kunst verbindet das Training traditionel-
ler Techniken aus dem Karate und ver-
wandter Kampfkünste mit Übungen zur
Konzentration und Harmonisierung der
Energie, die vor allem aus dem Qi Gong
und dem Tai Chi stammen.  Frank Ku-
schel, der den Verein seit 2007 unter-
stützt, konnte sich beim Training vom
großen Engagement der Teilnehmerin-

nen und Teilnehmer, die älteste Karate-
sportlerin des Vereins ist über 70, über-
zeugen. Das spezifische Training und
die besondere Zielgruppe verlangen gut
ausgebildete Übungsleiter. Mit Unter-
stützung der Alternative 54 hatte sich
im vergangenen Jahr ein Mitglied des
Karatevereins Drößnitz zum Übungslei-
ter B Präventionssport des Deutschen
Olympischen Sportbundes qualifiziert.

Foto: Frank Kuschel übergibt einen
symbolischen Förderscheck der Alter-
native 54 an den Vereinsvorsitzenden
Michael Eberhardt (re.) und Trainer Ste-
fan Wogawa.                                          

haben Thüringer Vereine und Verbände
finanziell unterstützt. „Dabei liegen un-
sere Schwerpunkte nach wie vor in der
Hilfe für die Kinder- und Jugendarbeit,
der Förderung von Initiativen im kultu-
rellen und sportlichen Bereich sowie
der nachhaltigen Begleitung sozialer
Projekte“, sagte Diana Skibbe. So wur-
den im Dezember z.B. die Jugendarbeit

des Feuerwehrvereins Orlamünde, ein
Theaterprojekt des Jenaer Vereins Le-
sezeichen, die Teilnahme an Weltmei-
sterschaften des Rollschnelllaufver-
eins RSV Blau-Weiß Gera sowie die An-
schaffung von Trainingsbekleidung und
Sportmaterialien des SV Wacker 04
Bad Salzungen unterstützt.

Aus Protest gegen die automatische
Diätenerhöhung nach Artikel 54 der
Landesverfassung – eine Klage der
Fraktion war leider nicht erfolgreich –
haben im Jahr 1995 die Landtagsabge-
ordneten der PDS den Verein Alternati-
ve 54 Erfurt e.V. gegründet, der Gelder
aus den Diäten-Erhöhungen als Spen-
den gemeinnützigen Vereinen, Initiati-
ven und Projekten zukommen lässt.

Seit Gründung des Vereins vor 21
Jahren wurden mehr als 1.156.821
Euro aus den Abgeordneten-Diäten ge-
spendet.              

Für Gesund-
heitssport-

Projekt


